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			Tag der munteren Debatten

			Naumann-Stiftung feiert 35-jähriges Bestehen

			Von Marcus Christoph
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			(V.l.n.r.) Miguel Ángel Pichetto, Luis Rosales und Patricia Bullrich. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT) - Es war ein lebendiger Meinungsaustausch, der zeitweise richtig hitzig wurde. Als Sicherheitsministerin Patricia Bullrich und der oppositionelle Senator Miguel Ángel Pichetto bei der Jubiläumsveranstaltung der Naumann-Stiftung für die Freiheit (FNF) am Dienstag diskutierten, kam es wiederholt zu Zwischenrufen aus dem Publikum. Pichetto, der die Fraktion der gemäßigten Peronisten im Senat anführt, drohte gar, das Podium zu verlassen. Doch Moderator Luis Rosales gelang es, die Wogen zu glätten und die Zwischenrufer im Picasso-Saal des Paseo la Plaza zur Ordnung zu rufen.

			Rund eine Stunde diskutierten Bullrich und Pichetto über Möglichkeiten und Herausforderungen der Demokratie in Argentinien. Die Sicherheitsministerin, die der Regierungskoalition „Cambiemos“ (Verändern wir) angehört, vertrat dabei den Standpunkt, dass Wachstum nur durch Reformen ermöglicht werden könne. Das Arbeitsrecht, das noch aus dem 19. Jahrhundert stamme, müsse den Bedingungen der Gegenwart angepasst und flexibilisiert werden. 

			Ziel müsse sein, dass die argentinische Wirtschaft billiger produziere und exportfähige Produkte herstelle. Dann würden auch die Einkommen steigen. Als Vorbild für Produktivität nannte die Ministerin Deutschland. Bullrich monierte, dass der Kongress der Regierung gelegentlich Steine in den Weg gerollt habe. Etwa, als die Legislative ein Gesetz zum Verbot von Entlassungen beschloss.

			Hier stieß sie auf den Widerspruch Pichettos. Der peronistische Senator aus Río Negro meinte, dass der Kongress sich sehr verantwortungsbewusst verhalte. Er verwies in diesem Zusammenhang auch auf den aktuellen Haushaltsplan der Regierung, der bereits die Deputiertenkammer passiert hat. Pichetto beklagte, dass die Reformpolitik der Regierung allzu sehr auf Sozialabbau setze. Man könne nicht nur einseitig die Arbeitnehmer belasten und Politik für den Finanzsektor machen, argumentierte Pichetto. Es müsse vielmehr ein Ausgleich zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern angestrebt werden. Die gegenwärtige Wirtschafts- und Finanzkrise sei Folge „schlechter Regierungsarbeit“, wurde der Senator deutlich. Im Übrigen bedauerte er, dass Präsident Mauricio Macri - ähnlich wie dessen linksperonistische Amtsvorgängerin Cristina Fernández de Kirchner - konfrontativ agiere und so dafür sorgte, dass sich die Gräben in der Gesellschaft weiter vertieften.

			Anerkennende Worte hatte Pichetto indes für Bullrichs Maßnahmen im Kampf gegen den Drogenhandel parat. Einigkeit zwischen den beiden Diskutanten bestand zudem in den Überzeugungen, auf den Bergbau zu setzen und die Streitkräfte des Landes besser auszustatten.

			Das Podiumsgespräch der beiden Spitzenpolitiker war Höhepunkt eines ganztägigen Diskussionsprogramms, zu dem die hiesige Vertretung der Naumann-Stiftung anlässlich ihres 35-jährigen Bestehens eingeladen hatte. Daran hatten unter anderen auch die ehemaligen Wirtschaftsminister Domingo Cavallo und Ricardo López Murphy teilgenommen.

			Jörg Dehnert, der Leiter des FNF-Büros in Buenos Aires, betonte in seinem Schlusswort, dass Wettbewerb - auch Wettbewerb der Ideen - ein liberales Schlüsselwort sei. Zur demokratischen Debatte gehöre aber auch, andere Meinungen zu tolerieren, so Dehnert mit Blick auf die Zwischenrufer während des Podiumsgesprächs. 

			Der 57-jährige Politikwissenschaftler hob hervor, dass die Naumann-Stiftung sich seit Ende der Militärdiktatur in Argentinien engagiere. Den Anwesenden versicherte er: „Wir werden auch weiterhin unsere Hilfe anbieten, um die Demokratie in Argentinien zu verbessern.“

			Den Tag rundete ein Festessen im Park Hyatt-Hotel ab, an dem auch der FNF-Bundesvorsitzende Karl-Heinz Paqué teilnahm. Der deutsche Botschafter Jürgen Christian Mertens hob in seiner Rede den wichtigen Beitrag hervor, den die politischen Stiftungen aus Deutschland im In- und Ausland leisten: „Den guten Namen, den Deutschland in der Welt genießt, verdanken wir auch dem Engagement der Stiftungen.“ Der Naumann-Stiftung, die vor 60 Jahren gegründet wurde, dankte Mertens für „ihre Arbeit im Sinne der Freiheit“.
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			Kooperation besiegelt

			Buenos Aires und Hamburg unterzeichnen Vereinbarung
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			Bürgermeister Horacio Rodríguez Larreta (l.) und Hamburgs Umweltstaatsrat Michael Pollmann. (Foto: U20)

			Buenos Aires (AT/mc) - Buenos Aires und Hamburg wollen in mehreren Bereichen eng zusammenarbeiten. Am Rande des „Urban 20 Mayors Summit“ in Buenos Aires unterzeichneten  Buenos Aires‘ Bürgermeister Horacio Rodríguez Larreta (PRO) und der Hamburger Umweltstaatsrat Michael Pollmann (Bündnis 90/Grüne) am Dienstag eine Kooperationsvereinbarung für Umweltschutz, Kultur und Wissenschaft.

			„Die gute Beziehung zwischen unseren beiden Hafenstädten ist über die Jahre gewachsen. Uns verbindet das Ziel, unsere Städte umweltfreundlich und nachhaltig weiterzuentwickeln, voneinander zu lernen und vom Ideenaustausch zu profitieren“, sagte Pollmann. 

			Nachhaltige Stadtentwicklung, umweltfreundliche Energieerzeugung und Konzepte für eine grüne Stadt, das seien einige Schwerpunkte des geplanten Erfahrungsaustausches zum gegenseitigen Nutzen, informierte die Pressestelle der Stadt Hamburg. Außerdem ziele die heute unterzeichnete Vereinbarung auf zukünftige Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Kultur in Kunst, Theater und Musik. Nicht zuletzt solle die Kooperation der Hochschulen und der Studierendenaustausch gefördert werden.

			Die Zusammenarbeit beider Städte hat eine Vorgeschichte: Der ehemalige Bürgermeister Olaf Scholz besuchte bereits 2013 mit einer Delegation Buenos Aires. Rodríguez Larreta war beim 825. Hamburger Hafengeburtstag im Jahr 2014 zu Gast und sein Stellvertreter Diego Santilli besuchte die Hansestadt im Jahr 2016.

			Die Unterzeichnung der Vereinbarung fand am Rand des „Urban 20 Mayors Summit“ in Buenos Aires statt, bei dem Staatsrat Pollmann Hamburg vertrat. Die Initiative „Urban 20“ verfolgt das Ziel, die Stimme der Städte der Welt und ihre besondere Perspektive bei den G20 zu Gehör zu bringen. 

			Berlin, die Partnerstadt von Buenos Aires, war durch Sawsan Chebli bei dem Gipfel präsent. Die Staatssekretärin für Bürgerschaftliches Engagement und Internationales vertrat den Regierenden Bürgermeister Michael Müller. Sie führte bei der Gelegenheit Vorgespräche zum 25-jährigen Jubiläum der Städtepartnerschaft im kommenden Jahr. Des Weiteren sprach Chebli auf dem Panel „Soziale Integration und Inklusion“ und nahm am „Women’s Town Hall Meeting“ teil.
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			Die Woche in Argentinien

			Agrar-Delegation aus Berlin

			„Wir wollen grundsätzlich die Beziehungen zu Deutschland weiter vertiefen, bei dem es sich um einen wichtigen Handelspartner handelt“. Mit diesen Worten beschrieb Argentiniens Staatssekretär für Agroindustrie, Luis Miguel Etchevehere, den Tenor des Gespräches, das er am Montag mit Vertretern des Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft des deutschen Bundestags führte. Der Delegation aus Deutschland gehörten neben dem Ausschussvorsitzenden Alois Gerig (CDU) die Abgeordneten Albert Stegemann (CDU), Uwe Schmidt (SPD), Rainer Spiering (SPD), Peter Felser (AfD), Nicole Bauer (FDP), Amira Mohamed Ali (Linke) und Harald Ebner (Grüne) an. Bei dem Gespräch ging es um den Fortgang der Verhandlungen zum EU/Mercosur-Abkommen. Beide Seiten sprachen sich für Bürokratieabbau aus und betonten den Willen, auf eine Lebensmittelproduktion zu setzen, die dem Gedanken der Nachhaltigkeit verpflichtet ist. Des Weiteren ging es um Innovationen für die Landwirtschaft durch Startups und Ag-Tech (Agricultural Technology). Letzteres ist der Oberbegriff für technische Neuerungen, die die datengetriebene, vernetzte, digitale Landwirtschaft der Zukunft betreffen. Auf diesem Feld ist Argentinien führend in der Region.

			Báez-Prozess eröffnet

			Der Prozess gegen Lázaro Báez hat begonnen. Am Montag musste der Bauunternehmer, der als Günstling des einstigen Präsidentenehepaars Kirchner gilt, erstmals auf der Anklagebank Platz nehmen. Ebenfalls zur mündlichen Verhandlung im Bundesgericht an der Straße Comodoro Py im Buenos-Aires-Stadtteil Retiro erschienen 24 weitere Angeklagte, darunter die vier Kinder Báez‘. Bei dem Mammutprozess, der in der hiesigen Presse als „Ruta del dinero K“ (Die Route des Kirchner-Geldes) bezeichnet wird, geht es um den Vorwurf bandenmäßiger Geldwäsche in Höhe von 60 Millionen Dollar. Die Staatsanwaltschaft geht davon aus, dass Báez bei der Vergabe öffentlicher Bauten massiv von den Kirchners bevorzugt wurde. Als Gegenzug soll er im großen Stil fiktive Buchungen in den Hotelanlagen der ehemaligen Präsidentenfamilie in El Calafate getätigt haben. Sollte Báez im Sinne der Anklage für schuldig befunden werden, könnte er zu zehnjährigem Freiheitsentzug und einer Strafzahlung von 600 Millionen Dollar verurteilt werden, wie die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf eine nicht näher bezeichnete Justizquelle berichtete. 

			Mehr Klimaschutz gefordert

			Die Bürgermeister von 34 Großstädten in aller Welt haben die Staats- und Regierungschefs der G20 aufgerufen, mehr für den Klimaschutz zu tun. Sie forderten am Dienstag, das Pariser Klimaabkommen müsse “vollständig und schnell” umgesetzt werden. Die Regierungen der Gruppe der 20 führenden Industrie- und Schwellenstaaten sollten in Zusammenarbeit mit den Städten den Ausstieg aus den fossilen Brennstoffen beschleunigen, heißt es in der Abschlusserklärung des Städte-Treffens Urban 20 in Buenos Aires. Im Klimaabkommen von Paris wurde 2015 beschlossen, die Erderwärmung auf deutlich unter 2 Grad, möglichst sogar auf 1,5 Grad zu begrenzen. Die Städte-Initiative Urban 20 kam erstmals vor dem G20-Gipfel in Buenos Aires zusammen. Zu den teilnehmenden Städten zählten New York, Paris, Berlin, Hamburg, London, Amsterdam, Rom, Madrid, Peking, Tokio, Seoul, Jakarta, Mexiko-Stadt, São Paulo und die Gastgeberstadt Buenos Aires. Es nahmen keine Städte aus den G20-Ländern Russland und Türkei teil.

			Zuerst nach Chile 

			Bislang führte die erste Auslandsreise neu gewählter brasilianischer Präsidenten zumeist nach Argentinien. Jair Bolsonaro, der am Sonntag zum Staatsoberhaupt gewählte Rechtsradikale, bricht nun mit dieser Tradition und will zunächst nach Chile fahren. Der chilenische Präsident Sebastián Piñera war einer der wenigen Staatschefs in der Region, der sich bereits vor der Wahl positiv zu Bolsonaro geäußert hatte. 

			Feiertag bei G20-Gipfel 

			Buenos Aires - Die Nationalregierung hat den ersten Tag des bevorstehenden G20-Gipfels in Buenos Aires zu einem Feiertag erklärt. Dies solle die Organisation und Logistik der politischen Großveranstaltung erleichtern, teilte die Regierung am Dienstag mit. Der Feiertag gilt nur für die Stadt Buenos Aires. Das Treffen der Staats- und Regierungschefs der wichtigsten Industrie- und Schwellenländer soll am 30. November und 1. Dezember in Argentiniens Hauptstadt stattfinden. An dem Gipfel werden nach Angaben der Regierung etwa 8000 Menschen teilnehmen. Rund 25.000 Sicherheitskräfte sollen eingesetzt werden. Das letzte Treffen der wichtigsten Wirtschaftsmächte fand im Juli 2017 in Hamburg statt und war von massiven Ausschreitungen überschattet. Hamburgs Innensenator Andy Grote (SPD) hatte bei seinem Argentinien-Besuch im Oktober erklärt, der Feiertag werde es den Einsatzkräften erleichtern, das Zentrum von Buenos Aires abzusichern. (AT/mc/dpa)
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			Die Ablehnung der Gewalt

			Von Juan E. Alemann

			Der Wahlsieg von Jair Bolsonaro in Brasilien beruht zum großen Teil auf der Erwartung, dass er sich intensiv um die persönliche Sicherheit kümmert, nachdem Verbrechen, Morde, Drogenhandel und -Konsum ein unerträgliches Ausmaß angenommen haben. Bolsonaro und eine große Anzahl seiner neu gewählten Abgeordneten sind Offiziere im Ruhestand, und das wurde von vielen Wählern als Pluspunkt gewertet, weil angenommen wird, dass Militärs es verstehen, mit dem Problem umzugehen. Auf alle Fälle war es unter der Militärregierung um die persönliche Sicherheit viel besser bestellt.

			In Argentinien besteht auf diesem Gebiet eine analoge Situation, auch wenn nicht entfernt im Ausmaß, das es in Brasilien und noch mehr in Mexiko, erreicht hat. Die Unsicherheit betrifft besonders Familien, die in den ärmeren Vororten von Buenos Aires und auch Rosario wohnen. Dort wütet der Drogenhandel, und Menschen werden am laufenden Band überfallen und auch ermordet. Es ist somit begreiflich, dass diese Gesellschaftsgruppen der Ordnung und Sicherheit einen hohen Stellenwert einräumen. Beim Mittelstand ist dies ohnehin der Fall. 

			Die Regierung von Mauricio Macri hat große Fortschritte beim Kampf gegen den Drogenhandel und das Verbrechertum im allgemeinen erreicht. Die Sicherheitsministerin Patricia Bullrich und die Gouverneurin Marìa Eugenia Vidal haben sich intensiv und erfolgreich dafür eingesetzt, und das wird zunehmend anerkannt. Die Gesellschaft empfindet, dass sie besser geschützt wird, obwohl die Regierung wenig tut, um zu erklären, was alles getan wird, und wie viel schon erreicht wurde. 

			Der Gewaltausbruch auf dem Kongressplatz, als das Gesetzesprojekt über den Staatshaushalt 2019 behandelt wurde, der im Fernsehen stundenlang gezeigt wurde, hat die Bevölkerung weitgehend erschrocken. Dabei wurden erneut, wie im Dezember, als das Projekt über die Reform des Pensionssystems behandelt wurde, Polizisten angegriffen, mit Steinen, Molotow-Bomben und allerlei Objekten, wobei es Verletzte aber zum Glück keine Toten gab, eben weil sich die Polizei passiv verhielt und geschehen ließ. Sie hat nur verhindert, dass diese Banden das Parlament stürmten.

			Dieser brutale Aufmarsch, der nichts mit einem demokratischen Protest zu tun hat, wurde von den üblichen kommunistischen Gruppen, die unter verschiedenen Bezeichnungen auftreten, und der Stoßtruppe von Cristina Kirchner, La Cámpora, organisiert, wobei auch viele andere ihren Anhänger auftraten. Bei der Kongresssitzung standen Abgeordnete der Front für den Sieg auf, und bedrohten den Vorsitzenden Emilio Monzó, direkt neben ihm mit üblen Schimpfworten, und traten für eine Aufhebung der Abstimmung ein. Darauf gingen weder Monzó noch die meisten Abgeordneten ein.

			Die Gewalttätigen auf dem Kongressplatz und Straßen der Umgebung haben schließlich das Gegenteil dessen erreicht, was sie eigentlich wollten, nämlich die Schwächung der Regierung. Denn die Gesellschaft lehnt die Gewalt mehrheitlich ab, sowohl die, die vor dem Kongress zum Vorschein kam, und noch mehr die, die viele Menschen täglich erleben. Die Parteien, die im Wesen auf der kommunistischen Ideologie beruhen, erhalten ohnehin kaum Wähler, weshalb sie versuchen, eine totale Unordnung zu provozieren, um dann mit Gewalt an die Macht zu kommen. Doch die Partei von Cristina, die auch mitgemacht hat, erleidet dabei voraussichtlich einen Stimmenverlust, der der Regierungskoalition zugute kommt. Bei Wahlen kommt es oft mehr auf die Ablehnung des Gegners als auf die eigene Leistung an. Einmal mehr hat Cristina für Macri gearbeitet. (jea)
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			Im Blickfeld: Merkel-Dämmerung

			Von Stefan Kuhn

			Sie hat es getan, obwohl sie es eigentlich ausgeschlossen hatte. Bundeskanzlerin Angela Merkel wird auf dem CDU-Parteitag Anfang Dezember nicht mehr für den Parteivorsitz kandidieren und will mit Ende der Legislaturperiode aus der Politik aussteigen.

			Der Ausstieg aus der Politik war schon zuvor klar gewesen, viele gingen sogar davon aus, dass Merkel schon vorher einer Nachfolgerin (unter Umständen sogar einem Nachfolger) Platz machen würde. Des Kanzler(innen)bonus wegen. Den Verzicht auf den Parteivorsitz dagegen hatte sie stets abgelehnt. Für Merkel gehören die Führung der Regierung und die der stärksten Regierungspartei zusammen. Wenn ein Kanzler die Partei nicht mehr unter Kontrolle hat, dann verliert er an Macht, die er vor allem in Krisensituationen braucht. Merkels SPD-Vorgänger Helmut Schmidt und Gerhard Schröder sind da ein mahnendes Beispiel. 

			Allerdings hat Merkel in der Partei schon an Macht verloren. In der CDU rumort es, und Ende September wurde ihr Vertrauter Volker Kauder als Chef der CDU/CSU-Bundesfraktion in einer Kampfabstimmung durch den relativ unbekannten Ralph Brinkhaus abgelöst, obwohl sich die Kanzlerin und der CSU-Vorsitzende Horst Seehofer für dessen Wiederwahl eingesetzt hatten. Merkel sprach nach der Abwahl Kauders offen von einer Niederlage.

			Die zweite große Niederlage kam dann am Sonntag bei der Landtagswahl in Hessen. Die CDU unter Ministerpräsident Volker Bouffier verlor zweistellig. Fast beschönigend könnte man sagen, dass das ein Denkzettel für die Bundesregierung war, denn auch die SPD verlor zweistellig. Es war aber vor allem eine Anti-Merkel-Wahl, denn in Hessen regiert die CDU mit den Grünen relativ erfolgreich und geräuschlos. Vermutlich kann Bouffier weiter mit den Grünen regieren, denn diese haben kräftig zugelegt.

			Für die CDU kam der Verzicht Merkels überraschend. In einer politischen Talkshow nach den hessischen Landtagswahlen sagte Annegret Kramp-Karrenbauer, die Generalsekretärin der Partei, noch, sie gehe davon aus, dass Merkel am 8. Dezember erneut für den Parteivorsitz kandidieren werde. Zwei Tage später war Kramp-Karrenbauer bereits offizielle Kandidatin für das höchste Parteiamt. Das wiederum ist nicht so überraschend. Die frühere saarländische Ministerpräsidentin, die das kleinste deutsche Flächenland bereits in einer Jamaika-Koalition mit Grünen und FDP und in einer großen Koalition mit der SPD regiert hat, gilt als Merkels Wunschnachfolgerin als Kanzlerin und Parteichefin.

			Würde Kramp-Karrenbauer am 8. Dezember gewählt werden, hätte Merkel vermutlich ganz gute Karten für einen geordneten Rückzug von der Macht. Als Parteichefin würde ihr die 56-jährige Saarländerin wohl den Rücken weitgehend freihalten. Kramp-Karrenbauer hat zudem alle Voraussetzungen für die Merkel-Nachfolge. Sie hat Regierungserfahrung, war elf Jahre Landesministerin und sechseinhalb Jahre Landesregierungschefin. Sie ist seit fast vier Jahrzehnten CDU-Mitglied und seit Februar für die Organisation der Partei verantwortlich. Zudem ist sie katholisch, und das ist in der CDU immer noch bedeutend. Aber bei der Wahl auf dem Parteitag könnte dies alles auch gegen sie sprechen. Eine Erneuerung der CDU ist mit ihr nur begrenzt möglich.

			Kramp-Karrenbauers Hauptgegner wird wohl der frühere Fraktionschef Friedrich Merz sein. Der Konservative und Wirtschaftsliberale führte die CDU/CSU-Bundestagsfraktion von 2000-2002. Merz gilt als Merkel-Gegner, denn die damalige Parteichefin hatte ihn nach den Bundestagswahlen 2002 aus dem Amt gedrängt. Zwei Jahre später zog er sich aus der Politik zurück. Bundesweit bekannt wurde Merz durch seine geplante Steuerreform, die auf einen „Bierdeckel passen“ sollte. Von ihm stammt auch der Begriff der deutschen „Leitkultur“, der sich Zuwanderer unterwerfen müssten. Merz hat durchaus Chancen. Die „Leitkultur“ ist inzwischen, auch unter anderen Namen, common sense in der deutschen Politik. Der Wunsch vieler in der CDU, wieder eine konservative Partei zu werden, ist fast mehrheitsfähig. Und Merz ist nach fast 15 Jahren politischer Abstinenz, unbefleckt von all den Querelen, die die Partei in den letzten Jahren durchleben musste. Das könnte allerdings auch ein Nachteil sein. Merz hat in diesen Jahren der Partei auch keinen Dienst erwiesen. Er hat unter anderem bei einem global agierenden Investmentunternehmen viel Geld verdient. Das mag man ihm nicht neiden, aber derartige Unternehmen gelten in Deutschland als „Heuschrecken“, als Arbeitsplatzvernichter.

			Einem weiteren Kandidaten, Gesundheitsminister Jens Spahn, werden weniger Chancen eingeräumt. Spahn gilt derzeit zwar als der profilierteste Merkel-Kritiker, aber als Parteichef oder gar Kanzler kann man sich den 38-Jährigen kaum vorstellen. Sollte der erzkonservative Spahn seine Kandidatur nicht zurückziehen, steigen die Chancen von Kramp-Karrenbauer. Spahn würde vor allem Merz Stimmen wegnehmen.

			In bundesweiten Umfragen liegt derzeit Merz an der Spitze. Das heißt gar nichts, denn über den Vorsitz der CDU entscheiden nicht die Deutschen, sondern die CDU-Mitglieder und nicht mal diese. Tausend Delegierte werden über den Parteivorsitz entscheiden.

			Bei den politischen Gegnern der CDU dürfte man den Parteitag mit Bangen erwarten. Für die SPD wäre ein Parteivorsitzender Merz ein Geschenk des Himmels. Die Wähler, die die Merkel-CDU für eine bessere SPD hielten, könnten zurückkommen, und Merz würde den Sozialdemokraten über kurz oder lang schon einen Grund für einen Bruch der großen Koalition liefern. Vermutlich wären auch die Tage Merkels gezählt, denn unter einem Parteichef Merz könnte sie kaum weiter regieren. Vor allem aber dürfte die AfD zittern, denn deren Parteiprogramm erschöpft sich in „Merkel weg“ und „Ausländer raus“.
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			Randglossen

			Die Regierung der Provinz Buenos Aires hat die Besetzung von acht Elendsviertel durch die Polizei verfügt, wobei als erstes in jedem Fall der “Bunker” besetzt wird, der als Zentrale des Drogenvertriebes verwendet wird. Und dann sollen die Verhältnisse allgemein geordnet werden, um diese Gebiete der Stadt als Armenviertel einzugliedern, was einen qualitativen Sprung darstellt. Gouverneurin Vidal erklärte, sie werde den Bewohnern zeigen, dass der Staat sie nicht allein lässt. Der Provinz-Sicherheitsminister Cristian Ritondo sagte, die Droge sei der Vater und auch die Mutter aller Verbrechen. Die Stadt Buenos Aires hat auf diesem Gebiet mit der gleichen Methode schon viel erreicht. In der “Villa 1-11-14” gingen die Morde ab Anfang 2015 schon um 93% zurück, von 25 auf nur zwei. In anderen Elendsvierteln war das Ergebnis ähnlich. Macri hatte schon als Stadtchef auf diesem Gebiet viel erreicht. Néstor und Cristina Kirchner hingegen ignorierten das Problem. Macri bemüht sich um die strukturellen Armutsprobleme, und nicht nur um Verteilung von Geldern.

			Schon wieder „Fake news“. Dass in den USA Briefbomben an Kritiker des US-Präsidenten Donald Trump verschickt wurden, liegt an den Medien. Dass ein Antisemit in Pittsburgh elf Mitglieder bei einem Gottesdienst in einer Synagoge erschossen hat, ebenfalls. So jedenfalls sieht es Trump selbst. Man kann es ihm nicht vorwerfen, der mächtigste Mann der Welt ist ein Psychopath und notorischer Lügner. Setzt man den Fake news Fakten entgegen hat der US-Präsident in gut 600 Tagen Amtszeit 5000 Lügen und Halbwahrheiten verbreitet. Das ergibt mehr als acht wirkliche Fake news pro Tag. Es ist Trump der das politische Klima in den USA vergiftet, und daran kann man sich unter Schmerzen noch gewöhnen. An die Tatsache, dass das rund 40 Prozent der US-amerikanischen Wähler egal ist, nicht.

			Der Krieg ist beendet. Seit hundert Jahren schon. Natürlich gab es da auch noch den anderen, dessen Ende aber auch schon über sieben Jahrzehnte zurückliegt. Das jetzt mit Frank-Walter Steinmeier zum ersten Mal ein deutsches Staatsoberhaupt an der britischen Feierlichkeiten zum Gedenken an das Ende des 1. Weltkriegs teilnimmt, ist für das Vereinigte Königreich eigentlich eine Peinlichkeit. Schon Theodor Heuss, der erste Bundespräsident, hatte mit Kaiser Wilhelm II. wenig zu tun. Aber das jährliche Gedenken ist eine britische Angelegenheit. Wenn man die Deutschen nicht dabeihaben will, geht das in Ordnung. Viel peinlicher ist allerdings die Reaktion einiger britischer Medien. So warnte beispielsweise die Boulevard-Zeitung „Sun“ vor einem „Aufschrei der Veteranen“. Das ist auf gut Englisch „Bullshit“. Veteranen des 1. Weltkriegs gibt es nicht mehr, und selbst bei denen des 2. Weltkriegs steht die Versöhnung im Vordergrund.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 36,98, gegen $ 37,88% in der Vorwoche. Vom Höchstpunkt von $ 42 ist der Kurs somit um 12% gefallen. bewegt sich jedoch immer noch innerhalb der Grenze der “nicht Intervention”, die inzwischen schon berichtigt wurde und jetzt bei $ 35,02 und $ 45,32 liegt. Die ZB-Reserven stiegen am Mittwoch dank dem Beitrag des IWF auf u$s 53,94 Mrd., gegen u$s 48,48 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.9.19 bei $ 52,30, was einen Jahreszinssatz von 49,51% zum Ausdruck bringt.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 4,74%, liegt jedoch unter Ende 2017, aber jetzt nur um 1,01%.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere haben sich in einer Woche zum Mittwoch allgemein erholt. Die Entwicklung war wie folgt: Argentina 2019: +0,15%; Argentina 2021: +0,21%; Argentina 2026: +0,46%; Argentina 2046: -0,13%; Bonar 2024: +0,15%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 801,65 pro Gramm gehandelt (Vorwoche. $ 812,06), und bei 24 Karat zu $ 1.377,11 ($ 1.390,94).

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 29.10.18 um 39,46%, verzeichnet jedoch in del letzten 30 Tagen eine Abnahme von 0,06%. Hier kommt die Verhärtung der monetären Politik zum Ausdruck, die mit dem neuen IWF-Abkommen eingesetzt hat. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm in der gleichen Periode um 22,06% zu.

			***

			Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 29.10.18 um 56,76% auf $ 2,82 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 29,96% auf $ 1,65 Bio. zu. Hier kommt die Erhöhung der Pflichtreserven der Banken zum Ausdruck. Die gesamten Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 7,12% auf u$s 31,02 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 7,79% auf u$s 15,98 Mrd. zu.

			***

			Die Gewerkschaft der Lastwagenfahrer, geleitet von Hugo Moyano, hat mit dem Unternehmerverband der Branche eine Lohnerhöhung von 15% bis Mai 2019 vereinbart, womit es insgesamt dieses Jahr 40% sind. Die Zulage erfolgt in Raten, im November, März und Mai. Zunächst hatte Moyano 42% gefordert. Der durchschnittliche Lohn der ganzen Periode des Arbeitsabkommens liegt jedoch um die 30% über dem Vorjahr, weil in den ersten Monaten die Erhöhung von 25% galt. 

			***

			Die Angestellten der nationalen Justiz erhielten eine weitere Zulage, so dass die Gehalterhöhung dieses Jahr insgesamt 40% beträgt. 10% der zusätzlichen Erhöhung werden ab 1. Oktober 2018 gezahlt, und der Rest ab 1. Dezember. In diesem Fall hat der Oberste Gerichthof die Erhöhung bewilligt, wobei man sich fragen muss, woher er das Geld dazu nimmt. Denn die zusätzliche Erhöhung war nicht im Haushaltsgesetz 2018 einkalkuliert. 

			***

			Die Gewerkschaft der Erdölarbeiter hat mit der Unternehmervertretung eine Lohnerhöhung von 20% vereinbart, die zu der schon gewährten von 25% hinzukommt, so dass es jetzt insgesamt 45% sind. 10% der neuen Zulage werden im November und 10% im Februar gezahlt. Der 12-Monatsdurchschnitt liegt dabei um die 35%, weil die zusätzliche Zulage nur für einen Teil der Vertragsperiode gilt.

			***

			Die Löhne lagen durchschnittlich im August 2018 um 21,9% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. Bei legal eingetragenen Arbeitnehmern betrug die Erhöhung 22,8%, bei den Schwarzarbeitern nur 18%. Bei der legalen privaten Beschäftigung betrug die Erhöhung 23,8%, beim Staat hingegen nur 21,2%.

			***

			Der Gasexport nach Chile erreicht dieses Jahr schon u$s 38 Mrd. nachdem 10 Lieferungsverträge abgeschlossen wurden. Der Preis beträgt u$s 4,2 pro Mio. BTU, und liegt somit wesentlich unter dem des importierten verflüssigten Gases, das Chile normalerweise importiert. Argentinien hat dank der hohen Förderung von Vaca Muerta einen Produktionsüberschuss in der Sommerzeit (wenn nicht geheizt wird) und einen Fehlbetrag im Winter, der immer noch mit Schiffslieferungen von verflüssigtem Gas gedeckt wird. Dennoch sind diese Importe stark zurückgegangen.

			***

			Bundesrichter Ariel Lijo, der sich mit der Klage von Lilita Carrió wegen “Aushöhlung” (vaciamiento) von YPF befasst, hat der Leitung von YPF und dem Korruptionsamt vorgeschlagen, dass sie von den hohen Beamten der Kirchner-Regierung, die bei der Übernahme der Firma direkt mitwirkten, und auch der Mitglieder der Familie Eskenazi (der ein Aktienpaket von 25% des Kapitals faktisch geschenkt wurde) und Vertretern der spanischen Repsol, fordern, dass sie sich als reuig erklären und genaue Angaben über der Fall vorlegen. Sonst könnten sie alle wegen des Betrugsmanövers zu langen Haftstrafen verurteilt werden. Für die Regierung ist dies sehr wichtig, weil das Aktienpaket der Eskenazis von YPF an einen Geierfonds übergegangen ist, der in den USA eine Klage wegen Schadenersatz gegen den argentinischen Staat eingebracht hat, die auf über u$s 3 Mrd. lautet. Die Verteidigung der argentinischen Regierung besteht darin, dass es sich um ein gigantisches Begtrugsmanöver gehandelt hat, weil die vom Konzern der Familie Eskenazi, Petersen Energía, übernommenen Aktien mit einem Kredit von Repsol verkauft wurden, der dann mit Bardividenden von YPF gezahlt werden sollte, und zum Teil schon bezahlt wurde. Wenn diejenigen, die das krumme Geschäft vollzogen, zugeben, wie der Fall wirklich war, dann hat die argentinische Regierung ein gutes Argument. US-Richter pflegen nicht nur das formelle Recht, sondern auch ethische Grundsätze zu beachten, und sind bestimmt nicht bereit, ein Betrugsmanöver wie dieses zu ignorieren. 

			***

			Der EMAE-Index des Statistischen Amtes (INDEC), der die wirtschaftliche Tätigkeit misst und im Wesen eine grobe BIP-Schätzung ist, verzeichnet im August eine Abnahme gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat von 1,6%, womit jetzt die ersten 8 Monate 2018 um 0,9% unter dem Vorjahr liegen. Gegenüber Juli 2018 lag der Index mit Saisonbereinigung um 1,3% höher. Der Rückgang betrug beim Handel 5%, bei der Industrie 4,1%, bei Transport und Fernverbindungen 3%, beim Bauwesen 0,7% und bei Hotels und Restaurants 1,3%. Aber auf der anderen Seite gab es Zunahmen: Banken stiegen um 7,3%, Immobilienmakler um 1,2%, Landwirtschaft um 2,2%, Fischerei um 13,2%, Strom, Gas und Wasser um 3,3%, Erziehung um 1,3% und Gesundheitsdienste um 1%.

			***

			Das Schatzamt hat am Freitag der Vorwoche Schatzscheine “Lecap” (“letras de capitalización”) in Pesos für $ 67,4 Mrd. untergebracht, bei Offerten für $ 76,4 Mrd. Davon entfallen $ 40 Mrd. auf Lecap auf 7 Monate, die zu 53,93% verzinst wurden, und $ 27,4 Mrd. auf Lecap auf 18 Monate zu 51,94%. Die Hälfte der Käufe entfiel auf Investmentfonds, die zu diesem Zweck Dollar verkauften. $ 18,1 Mrd. wurden mit Lebac-Wechseln gezeichnet, die im November und Dezember verfallen, womit der Lebac-Bestand um weitere 10% zurückgeht. Von $ 1,29 Mrd. im April ist der Lebac-Bestand auf $ 200 Mio. gesunken.

			***

			Die gesamte Schuld des Bundesstaates erreichte zum 30. Juni u$s 327,17 Mrd., hat die ZB ermittelt. Das sind 77,4% des Bruttoinlandsproduktes, gegen 57,1% Ende 2017. Die Staatsverschuldung ist gestiegen, aber gleichzeitig ist das BIP, in Dollar ausgedrückt, gefallen. Von der Gesamtschuld entfällt 74,6% auf Schulden in Dollar und Euro und der Rest auf Pesos, zum Teil mit Indexierung. Doch 41,6% der Verschuldung des Schatzamtes (gleich u$s 135,97 Mrd.) ist innerstaatlich, weil der Gläubiger die ZB, die ANSeS, die Banco Nación und verschiedene staatliche Ämter sind. Hier handelt es sich im Wesen nur um eine Form der staatlichen Buchhaltung, weil diese Schulden automatisch erneuert werden. Von der Restschuld entfällt 13% auf den FMI, die Weltbank, die Interamerikanische Entwickungsbank (BID) und die Andenkörperschaft. Hier handelt es sich um langfristige Kredite zu niedrigen Zinsen. Somit verbleibt eine Verschuldung mit dem privaten Bereich (Banken, Investmentfonds, Versicherungsgesellschaften und Sparer) von 45,4% (gleich u$s 148,23 Mrd.). Das ist die Schuld, auf die es ankommt, die jetzt weitgehend mit dem IWF-Kredit gezahlt werden soll. 

			*** 

			Die Regierung hat die eidesstattlichen Exporterklärungen, die am 30. und 31. August gemeldet wurden, wenige Stunden vor der Einführung der Exportzölle, als ungültig erklärt. Insgesamt handelt es sich um 970.241 Tonnen. Diese Exporte würden bei Bestätigung der Meldung keine Exportzölle zahlen. Die Exporteure könnten jetzt Prozesse gegen die Regierung einleiten, weil eine rückwirkende Außerkraftsetzung nicht zulässig ist. Sie dürften es jedoch nicht tun, um einen Konflikt mit der Regierung zu vermeiden, der ihnen Schaden bringen könnte. Die Regierung hat es versäumt, im August rechtzeitig Eintragungen zu verbieten.

			***

			Im Rahmen des Abkommens mit dem IWF hat sich die Regierung verpflichtet, gemeinsam mit den Fondsfachleuten im Jahr 2019 eine Reform des Pensionierungssystems zu studieren. Angeblich soll es im Mai 2019 schon ein Projekt geben. Es geht grundsätzlich um die Erhöhung des Pensionierungsalters (vor allem für Frauen), und um eine Verringerung der Anfangspension für neue Pensionäre um 20%. Es soll verhindert werden, dass die Last der Pensionen, Hinterbliebenenrenten und Gnadenrenten, die schon heute als zu hoch betrachtet wird, weiter stark zunimmt, an erster Stelle wegen der Alterung der Bevölkerung.

			*** 

			Am 1. November wurde das neue vereinfachte Informationssystem für die Landwirtschaft (mit dem Kürzel SISA benannt) in Kraft gesetzt. Es handelt sich um ein “scoring” der Landwirte und Händler dieses Bereiches, das sich auf die Erfüllung ihrer Steuerpflichten gründet. Die Landwirte können dann über Internet erfahren, wie sie eingestuft werden und welche Abnormalitäten festgestellt wurden, was ihnen erlaubt, dies zu klären oder zu korrigieren. Die Qualifizierung beruht auf Daten der AFIP, des Landwirtschaftssekretariates, des Senasa und des INASE. Diejenigen Landwirte und Händler, die in die Kategorie 1 eingestuft werden, werden die volle Rückerstattung der einbehaltenen MwSt. erhalten, und außerdem wird bei ihnen keine Einbehaltung bei der Gewinnsteuer auf ihre Verkäufe von Getreide und Ölsaaten erfolgen.

			***

			In der Bundeshauptstadt wurden im September 3.595 Immobilien verkauft, 41,2% weniger als im gleichen Vorjahresmonat und 22,2% unter August 2018. Dabei wurden nur 382 Immobilien mit einem Hypothekarkredit gekauft, 78% unter dem Vorjahr. In Werten machten die Immobiliengeschäfte im September 2018 $ 17,95 Mrd. aus, gegen $ 14,27 Mrd. im gleichen Vorjahresmonat. In Dollar berechnet ging der Umsatz von u$s 7,3 Mrd. um 35,6% auf u$s 4,72 Mrd. zurück.

			***

			Die staatliche Flugzeugfabrik in Córdoba (FADEA) wird in Kürze 3 Flugzeuge an die Luftwaffe liefern, nach zehn Jahren ohne in einziges Flugzeug erzeugt zu haben. Unter der Menem-Regierung war die Fabrik an die US-Firma Lockheed in Konzession vergeben worden, die sie für die Instandsetzung der gebrauchten Flugzeuge einsetzte, die damals in den USA gekauft worden waren. Dieser Vertrag wurde von Néstor Kirchner außer Kraft gesetzt. Die Fabrik sollte laut offizieller Ankündigung mit der brasilianischen Embraer zusammen arbeiten, was jedoch nicht zustande kam. Die Macri-Regierung hat zunächst das Unternehmen saniert, mit über 500 Entlassungen, und hat dann die Fabrikation eines Flugzeugs aufgenommen, das für Ausbildung von Militärpiloten bestimmt ist, aber auch für Überwachung des illegalen Flugverkehrs eingesetzt werden kann, und als IA 63-Pampa II bezeichnet wird. 

			***

			Ab letztem Mittwoch befindet sich das neue informatische Kontrollsystem der AFIP für die Rindfleischwirtschaft in Kraft. Alle physischen Bewegungen von Rindfleisch und auch Teilen müssen der AFIP über Internet mitgeteilt werden. Das umfasst 4.250 Schlachthöfe, Grossisten u.a. Händler, Lagerhäuser, und auch die Metzger, die die Entgegennahme des Fleisches melden müssen. Dies erlaubt an erster Stelle, die MwSt. und eventuell auch die provinzielle Bruttoumsatzsteuer zu kontrollieren. Doch die Daten dienen auch als Ausgangspunkt für die Kontrolle der Gewinnsteuer. Die Landwirte, die die Rinder liefern, werden dabei indirekt auch erfasst. 

			***

			China hat den Import für argentinische Blaubeeren (“arándano”) zugelassen, nachdem die sanitären Bedingungen der lokalen Produktion geprüft und gutgeheißen wurden. 

			***

			Eine Gruppe von 8 leitenden Beamten der chinesischen Win-Chain, die sich mit der Versorgung des Internethändlers Alibaba befasst, ist nach Argentinien gekommen, um Produkte ausfindig zu machen (vornehmlich Lebensmittel), die sie in China vertreiben können. Während zwei Tagen fanden Kontakte mit lokalen Unternehmern statt und in den zwei folgenden Tagen besuchten die Chinesen argentinische Produktionsanlagen, u.a. von Fisch und Garnelen in Chubut. Heute exportieren schon 650 Unternehmen nach China, doch die Möglichkeit des Internet-Vertriebes soll vielen mehr Zugang zum chinesischen Markt verleihen.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			In Brasilien lag die Arbeitslosigkeit im 3. Quartal 2019 bei 11,9% der aktiven Bevölkerung, 0,5 Prozentpunkte unter dem Vorjahr, berichtet das Statistische Amt IBGE. Die Zahl der Arbeitslosen ist gegenüber dem 2. Quartal 2018 um 470.000 Personen auf 12,5 Mio. Personen zurückgegangen. Bei dieser Abnahme spielte jedoch die Zunahme der informellen Arbeiter und der selbstständig Tätigen eine große Rolle.

			***

			Der gewählte brasilianische Präsident Jair Bolsonaro erklärte, er werde ein Wirtschaftsministerium schaffen, das Schatzwesen, Planung, Industrie und Handel, und auch Außenhandel umfasst. Das Amt werde von Paulo Guedes besetzt, einem orthodoxen und angesehenen Wirtschaftler. Diese Entscheidung deutet auf eine stärkere Liberalisierung und auf Privatisierungen von Staatsbetrieben hin.

			***

			Die Leliq-Schatzscheine, von denen ein Betrag von $ 110,92 Mrd. diese Woche verfiel, konnten mit der Zeichnung von Leliq für $ 109,44 Mrd. fast vollständig erneuert werden, zu einem etwas niedrigerem Zinssatz, von 70%. 

			***

			Geschäftsnachrichten

			Hotel Ritz Carlton

			Dieser internationale Hotelkonzern wird sich auch in Buenos Aires niederlassen. In Puerto Madero hat er über die lokale Immobilienfirma NorthBaires das letzte verfügbare große Grundstück gekauft, wo ein Hotel von 39 Stockwerken errichtet werden soll.

			Kawasaki

			Diese japanische Firma, die seit 39 Jahren Motorräder nach Argentinien liefert, wird 2019 die lokale Fabrikation von Motorrädern in der Fabrik von Corven Motors, in Venado Tuerto, Provinz Santa Fé, aufnehmen. Zunächst wird es sich um Montage handeln. Die Investition beträgt u$s 14 Mio. 

			Amgen

			Dieses US-Pharmaunternehmen, das 1980 in Kalifornien gegründet wurde und führend auf dem Gebiet der biotechnologischen Medikamente ist, lässt sich jetzt auch in Argentinien nieder, zunächst mit einer Investition von u$s 100 Mio., zu der dann weitere u$s 170 Mio. hinzukommen. Zunächst wurde ein Labor für Qualitätskontrolle im Vorort Olivos eröffnet, wo noch in diesem Jahr 70 Personen beschäftigt werden sollen. Zunächst sollen drei neue Medikamente und fünf biologische erzeugt werden, wobei gleichzeitig die klinische Forschung im Land vorangetrieben werden soll. 2019 soll die Belegschaft auf 150 Personen erhöht werden, zu denen noch weitere 900 kommen, die indirekt beschäftigt werden.

			LabMedicina

			Dieses lokale Labor, das seit über 40 Jahren klinische Studien vollzieht, hat die erste automatisierte Anlage eingeweiht, mit Technologie Lean und Roche, die sich im Stadtviertel La Paternal befindet. Das Unternehmen wird 22.000 Proben pro Tag durchführen und den Bedarf an hochkomplexen Analysen von 500 Pharmaunternehmen, Hospitäler, Dialiseanstalten und des eigenen Agenturennetzes (11 Agenturen) befriedigen. Es handelt sich um eine Investition von $ 160 Mio. 

			BASF

			Dieses deutsche Chemieunternehmen, das weltweit führend ist, hat das neue Programm “Trainee 2019” in Gang gesetzt, das jungen Menschen erlaubt, Stellen in den Filialen in Brasilien, Argentinien und Chile zu erhalten. Das Programm ist für Lizenziate, mit einem Master- oder Doktortitel gedacht, die zwischen Dezember 2016 und Dezember 2018 absolviert haben. Die Eintragung muss zwischen dem 22. Oktober und dem 20. November 2018 erfolgen, über basf.grupociadetalentos.com.br/trainee. Die Aufnahme der Arbeit ist für Februar 2019 vorgesehen. 

			Das Trainee-Programm von BASF besteht seit 25 Jahren. Viele der Beteiligten sind später auf führende Posten in der Firma aufgestiegen. BASF beschäftigt weltweit 115.000 Menschen, und erreichte 2017 einen weltweiten Umsatz von E 64,5 Mrd.

			C5N

			Dieser Fernsehkanal, den Cristóbal López und Fabián de Souza 2012 von Daniel Haddad gekauft haben (mit Mitteln der nicht gezahlten Steuer auf Benzin und Dieselöl, die ihre Firma Oil Combustibles einbehalten hatte), der der Firma Telepiú gehört, hat die Gläubiger vor Gericht einberufen, nachdem er sich in einer hoffnungslosen finanziellen Lage befindet. Im 3. Quartal 2018 hatte der Kanal Einnahmen von $ 77 Mio., aber Ausgaben von $ 130 Mio. Die Schulden haben nach dem Beginn des gerichtlichen Vergleichs, der voraussichtlich in einem Konkurs (auf spanisch quiebra), endet, weiter zugenommen und liegen über $ 90 Mio. Das Betriebsdefizit nimmt monatlich weiter zu. Im Juni waren es $ 13 Mio., im Juli $ 17 Mio. und im August $ 22 Mio. Der Belegschaft von 416 Personen wurden die Lohnerhöhungen nicht gezahlt, die im letzten Arbeitsabkommen verfügt wurden. Der Kanal, der im Wesen Nachrichten übermittelt, vertritt eine extrem kirchneristische Haltung und übt eine bösartige Kritik an der Macri-Regierung. Wer ihn wirklich leitet, weiß man nicht, nachdem die beiden Inhaber sich in Haft befinden. Es wird vermutet, dass Cristina Kirchner finanzielle Mittel beiträgt, zumindest um den teuren Journalisten Victor Hugo Morales zu bezahlen, der Brandreden gegen Macri hält und es mit der Wahrheit gewiss nicht genau nimmt.

			YPF

			Der Vorstandspräsident dieses staatlich kontrollierten Erdölunternehmen (das formell eine AG ist), Miguel Gutierrez, hat der Börse von New York (wo die YPF-Aktien auch kotiert sind) das Investitionsprogramm von u$s 25 Mrd. für die Periode 2019/23 vorgestellt. Es sind u$s 5 Mrd. pro Jahr. Die Förderung von Erdöl und Gas soll dabei um 5% bis 7% erhöht werden. Aber die Förderung im Gebiet von Vaca Muerta soll um 150% zunehmen, was Abnahmen bei alten Lagern mehr als ausgleicht. YPF sieht auch Gasexporte nach Chile vor (die Gasleitung besteht schon seit 20 Jahren) und auch Exporte von verflüssigtem Pressgas (GNL) per Schiff, wobei Anfang 2019 im Hafen von Bahía Blanca ein Schiff mit einer Anlage für diesen Zweck eintreffen werde, das 2,5 Mio. cbm. Gas pro Tag verarbeitet. Das Schiff für die Umwandlung des importierten verflüssigten Gases in normales Gas ist vor kurzem schon weggefahren, nachdem kaum noch Flüssiggas importiert wird. Ohnehin ist der Hafen in Escobar dafür verfügbar. Argentinien weist in den Sommermonaten einen Gasüberschuss auf, in den Wintermonaten hingegen ein Defizit.

			Roque Vassalli

			Diese traditionelle Fabrik von Erntemaschinen hat eine Gläubigereinberufung vor Gericht gemeldet. Auf diese Weise soll die Zahlung der hohen Schulden des Unternehmens geregelt werden, als Voraussetzung für die Aufnahme neuer Partner. Vasalli ist bei den Landwirten sehr angesehen, leidet jedoch unter den hohen Zinsen, die nicht auf die Käufer abgewälzt werden können, die die Maschinen beziehen.

			Mercado Libre

			Diese auf dem Gebiet des Internet-Handels führende Firma hat zwei Unternehmen von Santa Fé gekauft: Kinexo und Kaitzen. Beide liefern Dienste auf dem Gebiet der beweglichen Internet-Technologien, und beschäftigen zusammen 150 Personen. Die Firmen haben Sitze in der Stadt Santa Fé, in Rafaela und in Paraná (Entre Rios). Im September hatte Mercado Libre schon die Firma Machinalis gekauft, mit 60 Angestellten, die ein System (“Algorithmus”) für Empfehlungen für Käufer entwickelt hatte. 2016 hatte Mercado Libre die Firma Monits gekauft, die auch auf diesem Gebiet tätig ist.

			LUG

			Dieses polnische Unternehmen hat u$s 7 Mio. in eine Fabrik von 1.600 qm für LED-Lampen in Posadas, Provinz Misiones, investiert. Das Unternehmen wurde in Polen 1989 (dem Jahr des Mauerfalls in Berlin) von Ryszard Wtorkowski gegründet, der es immer noch leitet und bei der Einweihung der lokalen Fabrik anwesend war.

			Sancor

			Die Mitglieder dieser Milchgenossenschaft haben dem Verkauf der Fabriken in Chivilcoy (Provinz Buenos Aires) und Morteros (Provinz Córdoba) und der Marken “Las tres niñas” und “Angelita” für u$s 45 Mio. an Adecoagro zugestimmt. Außerdem wurde der Verkauf der Minderheitsbeteiligung an ARSA, des Vertriebszentrums von Córdoba (Cedico) und der Marke Lechelita an den Mehrheitspartner Vicentin genehmigt. ARSA erzeugt Yoghurt u.a. Produkte. 

			Adecoagro betreibt im Mercosur insgesamt 435.000 ha mit Landwirtschaft, und hat auch zusätzliche Tätigkeiten. Es handelt sich um den größten Milchproduzenten des Landes.

			Sancor erlebt in den letzten Jahren eine tiefe finanzielle Krise, bei der es schon zu Abschlägen von 60% der Schulden gegenüber den Milchlieferanten gekommen ist. Der AFIP schuldet das Unternehmen immer noch über $ 4 Mrd., die jetzt in Raten gezahlt werden sollen.

			Deutsche Bahn & Metrovías

			Die Deutsche Bahn, die die deutschen Eisenbahnen betreibt und auch außerhalb Deutschlands tätig ist, ist jetzt über ihre Tochterfirma DB Engineering & Consulting als Berater der lokalen Metrovías (vom Roggio-Konzern) tätig, die die U-Bahnen der Bundeshaupstadt betreibt und erwartet, bei der Ausschreibung, die schon eingeleitet wurde, Gewinner zu sein. In der Tat hat Metrovías dabei den Vorteil der Erfahrung von 24 Jahren als Betreiber, wobei das Unternehmen eine hervorragende Leistung vorweisen kann. Die Tochter der Deutschen Bahn will bei der Modernisierung der Züge und der Stationen mitwirken, die Metrovías vorhat. Die Deutsche Bahn interessiert sich auch, an der Erneuerung und Ausweitung der argentinischen Frachteisenbahnen mitzuwirken, an erster Stelle bei der Belgrano-Bahn.

			Automechanika Buenos Aires

			Die zehnte Ausstellung in Argentinien, die die deutsche Automechanika durchführt, findet vom 7. bis zum 10. November auf dem Ausstellungsgelände von La Rural in Palermo statt. 451 Firmen beteiligen sich daran, 13% mehr als im Vorjahr. Davon sind 242 lokale Firmen und 209 internationale, die aus zahlreichen Länern stammen: Deutschland, Brasilien, Kanada, China, Spanien, Frankreich, Griechenland, Hong Kong, Indien, Italien, Rumänien, Südkorea, Taiwan, Türkei, arabische Emirate und USA. 

			Wie jedes Jahr, organisiert AFAC, der lokale Verband der Zulieferanten der Kfz-Industrie, bei diesem Anlass ein Treffen der Automobilindustrie. Dabei wird das zentrale Thema “die Eingliederung der globlen Ketten in die neuen Technologien” sein. Das Treffen findet am 7.11.18 im Konferenzsaal von La Rural statt. Ebenfalls wird eine Zusammenkunft zwischen den 12 lokalen Kfz-Fabrikanten mit 27 Lieferanten von Zubehörteilen stattfinden.

			 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Der IWF hat das Geld bereit gestellt

			Von Juan E. Alemann

			In der Vorwoche, gleich nach der Genehmigung des Budgets 2019 durch die Deputiertenkammer, hat der Internationale Währungsfonds die Annahme der Korrektur und Erweiterung des Hilfsabkommens mit Argentinien bekanntgegeben, bei dem der Gesamtbetrag von bisher u$s 50 Mrd. auf jetzt u$s 56,3 Mrd. steigt, von denen bis März 2019 u$s 24,1 Mrd. abgehoben werden können. Ob der Fonds auch zugestimmt hätte, wenn das Haushaltsgesetz in der Deputiertenkammer nicht verabschiedet worden wäre, weiß man nicht.

			Der Kredit, den der IWF an Argentinien erteilt hat, ist der größte in der Geschichte der Institution. Er wurde mit besonderem Druck der Vereinigten Staaten gewährt. Es ging dabei nicht so sehr um die persönliche langjährige Freundschaft zwischen Trump und Macri, sondern um die strategische Bedeutung, die Argentinien in Lateinamerika hat, so dass die US-Regierung das Land nicht fallen lassen will. Die anderen Mitglieder des Fonds, besonders die EU-Staaten, waren nicht so sehr überzeugt, das Risiko aufzunehmen, das ein so großer Kredite an ein Land wie Argentinien darstellt, das eine turbulente finanzielle Geschichte aufweist. Schließlich hat das erste Abkommen, das im Juni dieses Jahres abgeschlossen wurde, schon versagt. Denn das Vertrauen in Argentinien konnte dabei nicht hergestellt werden, der Peso erlebte eine weitere Abwertung von einer Größenordnung von 50%, und u$s 14 Mrd. an Reserven gingen verloren. Dass es dieses Mal anders sein wird, muss die argentinische Regierung, die politische Opposition und die Gesellschaft im allgemeinen noch zeigen.

			Die Leitung des Fonds hat zunächst ihre Missbilligung der vorzeitigen Ankündigung des Zusatzabkommens durch Präsident Macri geäußert. Das wurde als unzulässiger politischer Druck empfunden. Und dann hat der Staff des Fonds Bedenken geäußert, in denen die Sorge zum Ausdruck kommt, dass die argentinische Regierung es dieses Mal wirklich ernst mit der Erfüllung der Auflagen nimmt. Die Fachbeamten des Fonds wollten ihr eigenes Prestige schützen. Wenn der Fonds mit dem Ziel versagt, dass Argentinien seine latente Zahlungsbilanzkrise überwindet, werden sie sagen können, dass sie gewarnt haben. Sowohl Präsident Mauricio Macri, wie die Politiker der Cambiemos-Koalition und auch die “rationellen” Peronisten sollten sich jetzt der Tatsache bewusst sein, dass es um das Schicksal Argentiniens geht. Entweder überwindet Argentinien die gegenwärtige Krise, und besonders die Gefahr eines neuen Defaults, oder das Land gerät in eine viel tiefere Krise, mit ungewissem, aber bestimmt nicht gutem Ausgang. Das Opfer, das jetzt von der Gesellschaft gefordert wird, ist eine Kleinigkeit gegenüber dem, das ihr auferlegt würde, wenn es zur Megakrise käme.

			Die Mittel, die der IWF bereitstellt, sollen nicht für Kurspflege auf dem Devisenmarkt eingesetzt werden, sondern für Tilgung der Schulden, die ab jetzt verfallen. u$s 5,7 Mrd, werden sofort ausgezahlt, u$s 7,6 Mrd. am 15. Dezember und u$s 10,8 Mrd. im März. Das macht insgesamt u$s 24,1 Mrd. in fünfeinhalb Monaten aus. Hinzu kommt dann noch im Jahr 2019 ein weiterer Betrag, so dass es im ganzen Jahr u$s 22,5 Mrd. sein sollen, und danach der Rest des gesamten Kredites. Der Betrag, der bis Ende 2019 zur Verfügung steht, reicht jedoch nur aus, um etwa die Hälfte der Amortisationen bestehender Schulden zu decken. Der Rest, und auch der Betrag, um die Zinsen zu finanzieren, muss auf dem Kapitalmarkt aufgebracht werden. Wenn dies nicht gelingt, dann kommt es zu einem Default, der einen Zusammenbruch der Wirtschaft von ungeahntem Ausmaß zur Folge haben würde. Ein zweiter Default in zwei Jahrzehnten wäre eine wahre Katastrophe. Dass müssen nicht nur Macri und seine Mannschaft, sondern auch die Politiker im allgemeinen, begreifen. 

			Auf alle Fälle ist es einfacher, etwa die Hälfte der Mittel für die Amortisation bestehender Schulden aufzubringen, als den vollen Betrag. Argentinien hat dabei eine bessere Verhandlungsposition, und das Defaultrisiko wird auf alle Fälle als viel geringer eingestuft. Das Problem hat eine einfache Lösung: die Unterbringung von Dollartiteln des Staates auf dem lokalen Finanzmarkt. Das Schatzamt hat in der Vorwoche Schatzscheine (Letes) in Dollar für u$s 815 Mio auf 182 Tage zu 5,5% untergebracht. Dieser Zinssatz liegt unter dem, der bei Titeln gezahlt wird, die in New York platziert wurden. Nachdem die Sparer in Argentinien gemäß Schätzung der Federal Reserve der USA über u$s 50 Mrd. in Dollarnoten halten, sollte es durchaus möglich sein, Staatstitel auf 2 bis 3 Jahre für u$s 10 bis u$s 20 Mrd. zu einem Zinssatz von bis zu 5% unterzubringen. Dazu müsste gesetzlich bestimmt werden, dass diese Mittel legalisiert werden, also vom Steueramt nicht beanstandet werden, und auch keine Steuern auf diese Geschäfte erhoben werden. 

			Dabei sollte auch erreicht werden, dass der absurde Reigen mit dem Leliq aufhört, die zu über 70% verzinst werden und eine wahre Zeitbombe darstellen, umso mehr als sie sehr kurzfristig sind. Die Banken zeichnen diese Titel mit ihren obligatorischen Mindestreserven und bieten den Sparern gleichzeitig Zinsen von über 40%, womit sie ein phänomenales Geschäft machen. Doch wenn die Sparer aus irgend einem Grund ihre Fristdepositen nicht erneuern, dann muss die ZB Geld schöpfen, um eine Zahlungseinstellung der Banken zu verhindern. Und dann ist es aus mit der Nullzunahme der monetären Basis, und das ganze monetäre Programm bricht zusammen. Die Regierung muss die Leliq, die die Lebac ersetzen, aber im Prinzip das Gleiche sind, durch Dollartitel ersetzen. Ein Zinssatz von bis zu 6% auf Dollar ist normal, einer von 70% in Pesos ist heller Wahnsinn. Wenn die Regierung so handelt, wie wir es hier empfehlen, dann schwindet die Gefahr eines neuen Defaults, und das führt allgemein zu einer Haltung der Finanzwelt und der Unternehmer, die die Überwindung der Rezession beschleunigt und den Beginn einer neuen Aufschwungphase vorverlegt, eventuell schon auf Januar 2019.

			Bei der Einhaltung des Abkommens mit dem IWF geht es nicht nur um die strikte Einhaltung des primären Nulldefizits, sondern ganz besonders um die Erhaltung des “real” hohen Wechselkurses. Die Interverventionsgrenzen von $ 34 und $ 44 pro Dollar werden zunächst um 3% monatlich erhöht, aber sie müssen 2019 im gleichen Ausmaß wie die interne Inflation steigen. Das bedeutet, dass die Änderung der relativen Preise, was auch die Löhne einschließt, durchgehalten werden muss, was in einem Wahljahr nicht einfach ist. Außerdem muss die Entwicklung der Zahlungsbilanz aufmerksam beobachtet werden. Die Kapitalflucht, die zum Teil mit dem ersten Schub von IWF-Mitteln finanziert wurde, kann sich Argentinien nicht leisten. Auch das hohe Defizit der Leistungsbilanz nicht. Diese Themen müssen sich die zuständigen Regierungsbeamten schon jetzt überlegen. Wenn das Problem auftritt, ist es zu spät.
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			Das Haushaltsgesetz für 2019 und seine Bedeutung

			Von Juan E. Alemann

			Das Gesetzesprojekt über den Haushalt des Nationalstaates für das Jahr 2019 wurde in der Vorwoche in der Deputiertenkammer genehmigt, auch mit den Stimmen von Oppositionsdeputierten. Jetzt fehlt noch die Zustimmung im Senat, die vorerst gesichert erscheint, weil die Gouverneure hier einen direkteren Einfluss haben, so dass die Regierung mit ausreichend Stimmen rechnen kann. Auch wenn es dabei noch zu Änderungen kommt, so dass die Deputiertenkammer das Projekt erneut behandeln muss, wird dies nicht viel ändern.

			Vor der parlamentarischen Behandlungen gab es einen Kuhhandel zwischen peronistischen Gouverneuren und Innenminister Rogelio Frigerio, bei dem die Regierung unter Druck gesetzt wurde, dem sie weitgehend nachgab. Hier, und nicht im Parlament, fand die eigentliche Budgetdiskussion statt. Verlierer war dabei an erster Stelle die Provinz Buenos Aires, die von der Regierungskoalition Cambiemos regiert wird. Die Gouverneurin María Eugenia Vidal hat gegen diese Verringerung protestiert, und im Parlament hat die Deputierte Graciela Camaño, von der Erneuerungsfront von Sergio Massa, im gleichen Sinn energisch Stellung bezogen. 

			In der Tat wurde die Provinz schon 1987 bei der Reform des Beteiligungsschlüssels an den Bundessteuern stark benachteiligt, obwohl die Provinz damals einen radikalen Gouverneur hatte und der radikale Präsident Raúl Alfonsín regierte. Dass dieser zuließ, dass der Provinz Buenos Aires und auch dem Nationalstaat Mittel in hohem Umfang entzogen wurden, die an peronistisch regierte Provinzen übertragen wurden, ist bei einem erfahrenen Politiker wie Alfonsín unverständlich. Danach fehlten dem Bundesstaat noch mehr Mittel, das Defizit nahm zu, und auch das ebnete den Weg zur Hyperinflation, die das Schicksal der Alfonsín-Regierung besiegelte.

			Erst als Eduardo Duhalde 1991 Gouverneur der Provinz wurde, wurde dies zum Teil korrigiert, mit einem Sonderfonds, der von Mitteln abgezogen wurde, die unter den Provinzen verteilt werden. Doch dieser Sonderfonds war ein fester Betrag, der weder indexiert noch auf die gesamten Steuereinnahmen bezogen wurde, so dass er real ab 2002 stark schrumpfte. In der Tat erhält die Provinz jetzt insgesamt von den Bundessteuern weniger als die Hälfte des Betrages, den sie im Verhältnis zu ihrem Beitrag zum nationalen Steueraufkommen erhalten müsste. Ursprünglich wurde der Erlös der Bundessteuern im Verhältnis zur Bevölkerung verteilt, womit die Provinz Buenos Aires auch viel mehr erhielt als es jetzt der Fall ist. Danach wurden allerlei soziale Kriterien hinzugefügt, die recht willkürlich sind, wobei die Provinz Buenos Aires im Senat genau so viele Vertreter hat wie die anderen, die sich daraufhin eine zunehmend größere Portion des Steueraufkommens angeeignet haben.

			Gouverneurin Vidal hat jetzt eine gewaltige Erhöhung gefordert, aber bisher nichts erreicht. Wie verlautet, hat ihr Präsident Macri jetzt versprochen, ihr noch $ 19 Mrd. zusätzlich zu geben, die aus Ersparnissen oder zusätzlichen Einnahmen stammen sollen, die im Laufe des kommenden Jahres erreicht werden. Das lässt sich ohne weiteres machen, ohne den Kongress zu belästigen. Die Provinz übernimmt nächstes Jahr die Subvention des Personentransportes in ihrem Gebiet (und die Stadt Buenos Aires in ihrem), und allein das ist ein harter Brocken.

			Auf alle Fälle ist die parlamentarische Genehmigung des Budgets für Macri ein politischer Triumph. Sie zeugt auch von einem guten Funktionieren des demokratischen Systems, das im Wesen in Verhandlungen und Kompromissen beruht. Ein weiterer Pluspunkt für die Regierung ist die Tatsache, dass das Prinzip des primären Nulldefizits mit großer Härte beibehalten wurde. Wo mehr gegeben wurde, wurde irgendwo anders gespart. In früheren Zeiten wurde gegeben ohne gleichzeitig zu sparen, so dass zusätzliches Defizit entstand. Gegenüber dem Internationalen Währungsfonds und der internationalen Finanzwelt hat die Regierung somit gezeigt, dass sie es dieses Mal ernst meint. Das trägt dann gelegentlich Früchte, wenn begriffen wird, dass die Macri-Regierung ein neuartiges Verhalten einleitet, um Argentinien zu einem seriösen Land zu machen.

			Gleichzeitig mit der Budgetdiskussion ist die Problematik der Besteuerung der Richtergehälter wieder aufgekommen, und zwar als Projekt der Radikalen Bürgerunion (UCR), dem sich dann auch die anderen Cambiemos-Partner, PRO und Coalición Cívica, anschlossen, wobei auch die meisten Oppositionsvertreter damit einverstanden sein dürften. Es geht hier um ein grundsätzliches Prinzip der Regierung, das zur kulturellen Revolution gehört: dass das Opfer der Sanierung des Staates von allen getragen werden muss. Die Richter sind von der Gewinnsteuer (Einkommenssteuer) ausgenommen, weil ein Verfassungsparagraph bestimmt, dass ihr Einkommen nicht verringert werden darf. Die Regierung hat dieses Problem zunächst wie in den Vereinigten Staaten gelöst, wo es auch bestand, nämlich indem die ab 1. Januar 2018 ernannten Richter die Gewinnsteuer zahlen. Hier kann dann nicht von einer Verringerung die Rede sein, da dies von Anfang an gilt. Doch dabei ergibt sich ein Verstoß gegen das Gleichheitsprinzip der Verfassung, da dann Richter netto unterschiedlich verdienen. Wie die Regierung das Problem ohne Verfassungsreform lösen will, ist vorerst nicht bekannt. Es würde genügen, wenn der Oberste Gerichtshof seine bisherige Doktrin der Ausnahme von der Gewinnsteuer aufgibt und eine Initiative der Regierung über Einschluss der Richter in diese Steuer beglaubigt, mit dem Argument, dass allgemeine Steuern keine Einkommensverringerung für eine Gruppe darstellen. Die zwei von dieser Regierung ernannten Richter, Rosenkrantz und Rosatti, sollten bereit sein, der Initiative zuzustimmen. Dann würde nur eine Stimme fehlen. Wenn dies durchkommt, was auch ein politischer Triumph der Regierung wäre, der 2019 Mehreinnahmen von schätzungsweise $ 10 Mrd. ergibt, kann die Regierung an andere Themen herangehen, bei denen Privilegien verschiedener Art bestehen, wie die Übertreibungen bei den zahlreichen Ausnahmen des allgemeinen Pensionssystems, die Lehrer, Diplomaten, Richter und Gerichtspersonal, und viele andere Gruppen umfassen. 

			Zurück zum Haushaltsgesetz. In Inflationszeiten hat das Budget eine beschränkte Bedeutung. Ein seriöses Haushaltsgesetz müsste in der Währung des Vorjahres aufgestellt und dann monatlich oder dreimonatlich gemäß dem Preisindex erhöht werden. Doch daran denkt niemand, wobei dies die Gefahr in sich birgt, dass die Inflation als Tatsache hingenommen und nicht bekämpft wird. Die Inflation, die jeweils im Haushaltsprojekt einkalkuliert wird, ist immer niedriger als sie dann wirklich ist. Das kann nicht anders sein, denn wenn die Regierung eine höhere Inflation einplant, dann gehen alle Wirtschaftssubjekte von dieser Zahl aus, und das wirkt inflationstreibend. 

			Auch 2019 besteht kaum ein Zweifel, dass die Inflation effektiv über den 23% (bei Vergleich der Jahresdurchschnitte) liegen wird, die dem Budget zu Grunde liegen. Allerdings kann dieses Ziel bei der Entwicklung der Inflation zwischen Dezember 2018 und Dezember 2019 eingehalten werden, weil der Ausgangspunkt sehr hoch ist. Auch die Annahme eines durchschnittlichen Wechselkurses von $ 40 je Dollar ist unwirklich. Und auch der Rückgang des Bruttoinlandsproduktes um 0,5% (den der IWF jetzt sogar auf 1,7% schätzt) steht im Widerspruch zur Rekordernte, der viel höheren Gasproduktion, der besseren Konjunktur beim Inlandstourismus als Folge des Abwertungssprungs, der Zunahme der Bergbauproduktion, bei der jetzt auch Lithium in größeren Mengen auftritt, der Wirkung der zahlreichen öffentlichen und privaten Investitionen, die in den letzten Jahren vollzogen wurden, und nicht zuletzt, dem großen Fortschritt bei der Umsetzung der technologischen Revolution, die zunehmend in die Wirtschaft eindringt und allgemein mehr Effizienz schafft, durch Kostenverringerungen und erhöhte Leistung. Die Regierung müsste so ungefähr alles falsch machen, damit das BIP 2019 zurückgeht. Bei höherem BIP sehen die Budgetzahlen auf alle Fälle besser aus.

			Eine Inflation, die höher als angenommen ist, schafft zusätzliche Steuereinnahmen, fordert aber auch mehr Pesos für die Bedienung der Staatsschuld, die weitgehend in Dollarschulden besteht. Die überschüssigen Einnahmen werden dann von der Regierung über den Kabinettschef verteilt, wie es ein Gesetz der Regierung von Cristina Kirchner bestimmt. Vorher musste dem Parlament jeweils ein Sondergesetz über zusätzliche Einnahmen und Ausgaben vorgelegt werden. In der Tat wird der Staatshaushalt immer im Laufe des Jahres gestaltet, wobei bestimmte Bereiche nicht einmal den Betrag erhalten, der im Gesetz vorgesehen ist, und andere mehr. Die Inflation führt auch dazu, dass diejenigen Beamten, die für die einzelnen Bereiche zuständig sind, meistens eine viel höhere Inflation und oft auch allerlei Phantasien einplanen, was bei der Ausarbeitung und parlamentarischen Behandlung des Gesetzesprojektes durchkommt, aber nachträglich korrigiert wird. Denn die zuständigen Budgetbeamten haben immer eine Sparmentalität und wissen, was in jedem Staatsbereich wirklich benötigt wird. Und in Zeiten, in denen brutal gespart werden muss, wie es jetzt der Fall ist, verschärft sich diese Haltung. 

			Beim Budget für 2019 wurde global von einer Ausgabenkürzung von netto $ 300 Mio. und zusätzlichen Steuereinnahmen von $ 175 Mrd. ausgegangen, was insgesamt $ 475 Mrd. ausmacht und zum gegenwärtigen Wechselkurs u$s 12,5 Mrd. Das ist gewiss keine Kleinigkeit. Die Kürzung bezieht sich an erster Stelle auf öffentliche Bauten und an zweiter auf die Verringerung der Subvention des öffentlichen Personentransports. Als Folge des Inflationssprunges von 2018 steigen die Beamtengehälter zwar nominell, sinken jedoch real, also auch als Prozentsatz des BIP, und darauf kommt es an. Es wurde jedoch auf breiter Ebene gespart, in vielen Fällen auch nominell, bezogen auf die Ausgaben von 2018. Das hat viel Kritik hervorgerufen, weil dadurch angeblich bestimmte Bereiche, wie Wissenschaft und Kultur, vernachlässigt werden. Die Sanierung betrifft eben alle Bereiche, und das kann jetzt nicht anders sein. Die Kürzung der Ausgaben wird zum Teil durch die erhöhte Zinslast ausgeglichen.

			Die Steuereinnahmen werden zunehmen, einmal wegen der neuen Steuern (an erster Stelle des allgemeinen Exportzolls), dann durch Hinausschiebung von Verringerungen, die bei der letzten Steuerreform verfügt worden waren, dann wegen der Inflation und der Strategie der Erfassung von Bereichen mit hoher Hinterziehung, wie die Rinderwirtschaft und der Einzelhandel, was hohe zusätzliche Einnahmen verspricht. Und nicht zuletzt nimmt der Staat auch mehr ein, weil die Wirtschaft entgegen der pessimistischen Annahmen der Regierung, auf denen der Haushalt 2019 aufgebaut wurde, 2019 wieder wächst, und zwar schon im 1. Halbjahr. Voraussichtlich werden die Staatsfinanzen somit schließlich ganz anders aussehen, als sie im Haushaltsgesetz geplant sind, wahrscheinlich sogar besser. Auch das wäre in Argentinien eine Neuigkeit, die diese Regierung von vergangenen unterscheiden würde.
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